
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

AK FORDERUNGEN

Leistbare Energie für alle
Forderungen

•	•	 Umfassender Rechtsrahmen für Wärme- und 
Kälteversorgung: Leitungsgebundene bzw. 
zentrale Wärme-/Kälteversorgung stellt ein 
natürliches Monopol dar, sowohl bei den Netzen 
als auch beim Vertrieb. Um die Akzeptanz 
der Bürger:innen  zur Wärme-/Kältewende 
zu erreichen, bedarf es eines regulativen 
Rahmens auf EU-Ebene analog zu Strom 
und Gas, der insbesondere auch Vertrags- 
und Preistransparenz und eine einfache 
Rechtsdurchsetzung für Konsument:innen 
umfasst.

•	•	 Reform des Strommarktdesigns fortsetzen: 
Die Reform des Strommarktdesigns war nicht 
tiefgehend genug. Auch künftig wird Strom 
in Europa deutlich teurer sein als in anderen 
Weltregionen – auf Kosten der Haushalte 
und der Wettbewerbsfähigkeit. Hier braucht 
es Nachbesserungen, um die niedrigen 
Erzeugungskosten an die Verbraucher:innen 
weiterzugeben. 

•	•	 Fristverlängerung für Transitquote bei Strom-
Übertragungsnetzen: Gemäß EU-Elektrizitäts-
binnenmarktverordnung müssen bis Ende 2025 
zumindest 70 % der Übertragungskapazitäten 
für den grenzüberschreitenden Stromhandel 
zur Verfügung stehen. Dies stellt manche 
Mitgliedstaaten vor große Herausforderungen. 
In begründeten Fällen (z.B. geografische Lage) 
sollte ein Fristaufschub vorgesehen werden, um 
Strompreiszonentrennungen zu verhindern.  

•	•	 Harmonisierte Konditionalitäten: Einen 
schädlichen Wettbewerb unter den 
Mitgliedstaaten bei Subventionen für 
Dekarbonisierungs- und Effizienzmaßnahmen 
bei energieintensiven Unternehmen gilt es durch 
harmonisierte EU-Förderleitlinien zu vermeiden. 

•	•	 Kühlung von Wohnräumen: Analog zur 
Erhebung von Haushalten, die ihre Wohnung 
nicht ausreichend wärmen können, sollte 
Eurostat auch die Zahl an Haushalten erheben, 
die ihre Wohnung nicht ausreichend kühlen 
können.

Hintergrund

Die Dekarbonisierung unseres Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystems basiert vorwiegend auf 
Elektrifizierung. Die Höhe des Strompreises für 
erneuerbare Energie ist daher essenziell für Haushalte 
und Unternehmen. Die Lehren aus den letzten zwei 
Jahren zeigen uns aber, dass unser Energiemarktdesign 
nicht krisenfest ist: Die Preise für Strom, Gas und 
Wärme sind nach dem Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine in bis dahin nie gekannte Höhen angestiegen 
und befinden sich immer noch auf hohem Niveau.

Gleichzeitig haben die Energieunternehmen enorme 
Zufallsgewinne lukriert und Rekorddividenden 
ausgezahlt. Die damit ausgelösten Verwerfungen am 
Energiemarkt und in der gesamten Wirtschaft führten 
zu massiven finanziellen Belastungen für Haushalte und 
Unternehmen, die bis heute andauern.

Um den Grünen Deal umzusetzen und den Übergang 
zu einer klimaneutralen Wirtschaft und Gesellschaft zu 
ermöglichen, ist ein Energiesystem erforderlich, das auf 
drei Prinzipien beruht: Nachhaltigkeit, Zuverlässigkeit 
und Leistbarkeit. Aus Sicht der AK darf vor allem 
das Prinzip der Leistbarkeit nicht in den Hintergrund 
geraten. Die Transformation kann nur gelingen, wenn 
niemand zurückgelassen wird. Wir appellieren an die 
europäischen Institutionen, die Weichen dafür zu stellen, 
dass alle drei Prinzipien auf EU-Ebene erfüllt werden.

AK EUROPA

Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Begründung und Argumente

Auf EU-Ebene braucht es aus Sicht der 
Arbeiterkammer u.a. folgende Weichenstellungen, 
um ein nachhaltiges, sicheres und leistbares 
Energiesystem zu gewährleisten:

Umfassender Rahmen für Wärme- und 
Kälteversorgung

Leitungsgebundene bzw. zentrale erneuerbare 
Wärme- und Kältesysteme spielen bei der 
Dekarbonisierung der Raumwärme und -kühlung 
eine zentrale Rolle. Gleichzeitig handelt es sich 
bei diesen Systemen um natürliche Monopole: 
Sobald die Entscheidung über das Heizungs- oder 
Kühlungssystem getroffen wurde, besteht aus 
rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen 
Gründen in der Regel keine Möglichkeit mehr, auf 
ein anderes System umzusteigen. Im Gegensatz 
zu Strom und Gas bestehen im Wärme- und 
Kältebereich keine umfassenden rechtlichen 
und regulatorischen Mindeststandards auf 
EU-Ebene. Diese sind aber notwendig, um die 
Akzeptanz für die Wärme- und Kältewende zu 
erhöhen. Dieser rechtliche Rahmen sollte u.a. 
Bestimmungen zu grundlegenden vertraglichen 
Rechten und marktgestützten Lieferpreisen, 
Informationspflichten, Vergleichsinstrumenten, 
Bestimmungen für schutzbedürftige Kund:innen 
oder das Recht auf außergerichtliche 
Streitbeilegung umfassen.

Reform des Strombinnenmarkts fortsetzen

In Folge des Angriffskriegs Russlands auf die 
Ukraine kam es zu drastischen Preissteigerungen 
am europäischen Strommarkt. Diese 
Preissteigerungen führten zu harten sozialen und 
wirtschaftlichen Verwerfungen. Zwar wurde das EU-
Strommarktdesign im Vorjahr reformiert, allerdings 
nicht tiefgehend genug. Die neuen Regelungen 
ermöglichen noch immer Strompreise, die deutlich 
über den Gestehungskosten liegen – insbesondere 
für bereits abgeschriebene erneuerbare 
Stromerzeugungsanlagen. Damit sind weiterhin 
hohe Übergewinne für Kraftwerksbetreiber:innen 
möglich. Dies ist vor allem ein Nachteil für 
einkommensschwache Haushalte und die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Unternehmen. Analysen des Momentum-Instituts 
haben ergeben, dass im Jahr 2023 allein die neun 
österreichischen Landesenergieversorger knapp 
1,5 Mrd Euro an Übergewinnen im Vergleich zum 
Zeitraum 2018-2021 erwirtschaftet haben. Es 
braucht daher weitere Reformen des europäischen 
Strommarktdesigns, die sowohl eine nachhaltige 
als auch eine leistbare Stromproduktion und 
-versorgung ermöglichen. Die Vorteile der 
günstigeren erneuerbaren Stromproduktion müssen 
sich in den Strompreisen widerspiegeln. 

Fristverlängerung für Transitquote bei Strom-
Übertragungsnetzen

Gemäß EU-Elektrizitätsbinnenmarktverordnung 
müssen bis 31. Dezember 2025 mindestens 70 % der 
Übertragungskapazität für den grenzüberschreitenden 
Handel reserviert sein. Für Länder wie Österreich und 
Deutschland mit zahlreichen Zonengrenzen zu ihren 
Nachbarstaaten stellt dieser hohe Wert eine große 
Herausforderung dar, da die Übertragungsnetze 
aufgrund des Ausbaus von erneuerbaren Energien 
ohnehin drastisch ausgebaut werden müssen. Bei 
Nichteinhaltung der Transitquote ab Ende 2025 droht 
Österreich eine Trennung seiner Strompreiszone. 
Dann würden im Osten Österreichs andere 
Großhandelspreise gelten als im Westen Österreichs, 
mit drastischen wirtschaftlichen Verwerfungen. 
Daher soll die Frist in begründeten Ausnahmen bis 
2030 verlängert werden können. Zudem müssen 
internationale Stromhändler an den Ausbaukosten 
beteiligt und mehr europäische Mittel für den 
grenzüberschreitenden Netzausbau zur Verfügung 
gestellt werden. 

Harmonisierte Konditionalitäten 

Bei der Ausgestaltung von europäischen 
Subventionsprogrammen für energieintensive 
Industrien für Dekarbonisierungs- und 
Effizienzsteigerungsmaßnahmen müssen die 
strukturpolitischen und sozialen Komponenten 
gestärkt werden. Dazu gehören Auflagen u.a.  zur 
Standort- und Beschäftigungssicherung, zur 
Ausbildung von Jugendlichen und zur Mitbestimmung 
der Beschäftigten. Unternehmen mit unfairen 
Praktiken, wie zum Beispiel Steuervermeidung, 
Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung, 
oder mit Verstößen gegen arbeits- oder 
sozialrechtliche Bestimmungen müssen von 
Subventionen ausgeschlossen werden. Des Weiteren 
bedarf es harmonisierter EU-Beihilfenleitlinien für 
die Förderung von energieintensiven Unternehmen, 
um den Wettbewerb der Subventionen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu beseitigen.

Kühlung von Wohnräumen

Mit der Klimakatastrophe rückt das Thema Kühlung 
stärker in den Vordergrund. Im Jahr 2023 starben 
in Europa mehr als 47.000 Menschen an Hitze, im 
Jahr zuvor waren es 60.000 Menschen. Besonders 
betroffen sind wiederum von Energiearmut betroffene 
Haushalte. Der europäische Gesetzgeber hat das 
Thema Kühlung in mehreren Dossiers aufgegriffen. 
Was jedoch fehlt, ist eine statistische Erhebung durch 
Eurostat über Haushalte, die ihre Unterkunft nicht 
ausreichend kühlen können. Statistische Zahlen zu 
diesem Phänomen sind von zentraler Bedeutung, um 
darauf aufbauend auch Maßnahmen setzen zu können.
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